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1.	 ... für alle Steuerzahler 1 
Häusliches Arbeitszimmer: 
Zweiter Eingang im Zweifamilienhaus ist
 
kein Steuersparmodell mehr 

Kraft-Wärme-Kopplung: 
Zuschüsse für den Netzausbau 

2.	 ... für Unternehmer 2 
Fremde Wirtschaftsgüter: 
Keine Besteuerung stiller Reserven 
Außerordentliche Einkünfte: 
Ermäßigte Besteuerung bleibt für Freiberufler 
die Ausnahme 

3.	 ... für GmbH-Geschäftsführer 3 
Beteiligungen: Streubesitzdividenden sind 
seit dem 01.03.2013 steuerpflichtig! 
Nichtigkeitsklage: Suspendierte
 
Sanierungsklausel lebt nicht wieder auf
 

4. 	 ... für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 3 
Firmenwagen: Wenn der Arbeitnehmer
 
für die Privatnutzung dazuzahlt
 
Doppelte Haushaltsführung: 
Gemeinsamer Haushalt mit den Eltern als 
eigener Hausstand 

5.	 ... für Hausbesitzer 4 
Untervermietung: 
Verlustabzug bei Leerstand 
Einheitliches Vertragswerk: Wann 
Baukosten die Grunderwerbsteuer erhöhen 

Wichtige Steuertermine Juli 2013 

10.07. Umsatzsteuer 
Lohnsteuer 
Solidaritätszuschlag 
Kirchenlohnsteuer ev. und röm.-kath. 

Zahlungsschonfrist: bis zum 15.07.2013. 
Diese Schonfrist gilt nicht bei Bar- und 
Scheckzahlungen. Achtung: Bei Scheck-
zahlungen gilt die Zahlung erst drei Tage 
nach Eingang des Schecks als geleistet! 

Tipps und Hinweise 

1. ... für alle Steuerzahler 

Häusliches Arbeitszimmer 

Zweiter Eingang im Zweifamilienhaus 
ist kein Steuersparmodell mehr 
Ob ein Arbeitszimmer „häuslich“ oder „außerhäus­
lich“ ist, macht aus steuerlicher Sicht einen großen Un­
terschied: Die Raumkosten eines häuslichen Arbeits­
zimmers sind in vielen Fällen gar nicht oder nur teil­
weise als Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben ab­
ziehbar. Dagegen dürfen die Kosten eines außerhäusli­
chen Arbeitszimmers in voller Höhe steuermindernd 
angesetzt werden. In Zweifamilienhäusern kann nach 
einem aktuellen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) 
auch ein separater Hauseingang das Arbeitszimmer 
nicht der „häuslichen Sphäre“ entziehen.  

Im Urteilsfall befanden sich die Privatwohnung eines 
Angestellten im Erdgeschoss und seine Büroräume (für 
eine freiberufliche Nebentätigkeit) im Obergeschoss 
eines Zweifamilienhauses. Das Obergeschoss war nur 
über einen separaten Hauseingang mit eigenem Trep­
penhaus zugänglich. Der BFH ging davon aus, dass 
zwischen den Etagen trotzdem noch ein „innerer Zu­
sammenhang“ bestand, der das Obergeschoss letztlich 
zum häuslichen Arbeitszimmer machte. Entscheidend 
war, dass der Arbeitnehmer keine allgemein zugängli­
chen Verkehrsflächen durchqueren musste, sondern nur 
privates Gelände, um von der Privatwohnung in sein 
Büro zu gelangen. Dass er das Haus hierzu verlassen 
musste, war unerheblich. 

Hinweis: Nicht betroffen von dem Urteil sind Er­
werbstätige, die ihr Arbeitszimmer in einer separa­
ten Wohnung eines Mehrfamilienhauses eingerich­
tet haben. Denn sie durchqueren in der Regel das 
gemeinsam genutzte Treppenhaus und somit eine 
allgemeine Verkehrsfläche, so dass ihnen der voll­
ständige Kostenabzug erhalten bleibt. 
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Kraft-Wärme-Kopplung 

Zuschüsse für den Netzausbau 
Die Kraft-Wärme-Kopplung fördert der Gesetz­
geber besonders und legt den Fokus dabei auch 
auf den Netzausbau. Für den Ausbau eines Wär­
me- oder Kältenetzes stehen den Anlagenbetrei­
bern deshalb Zuschüsse des allgemeinen Netzbe­
treibers zu. 

Beispiel: Eine Gemeinschaft mehrerer Hausei­
gentümer hat sich ein Blockheizkraftwerk an­
geschafft. Mit der Wärme werden vorerst nur 
die eigenen Immobilien beheizt. Die Gemein­
schaft plant nun einen weiteren Netzausbau, 
um andere, fremde Häuser an die Anlage anzu­
schließen. Dafür erhält sie einen Zuschlag vom 
allgemeinen Netzbetreiber. 

Dieser Zuschuss ist nicht umsatzsteuerpflichtig, 
soweit er sich auf den allgemeinen Ausbau der 
Netze bezieht. Denn er wird aus einem überwie­
gend öffentlichen Interesse heraus gezahlt, näm­
lich zur Förderung der Nutzung der Kraft-Wärme-
Kopplung im Interesse von Energieeinsparung 
und Klimaschutz. Der Zuschuss unterliegt aber 
der Umsatzsteuer, wenn er nicht für den allge­
meinen Netzausbau, sondern für den einzelnen 
Hausanschluss eines Abnehmers gezahlt wird. 
Gegebenenfalls sind die erhaltenen Zuschläge 
deshalb entsprechend aufzuteilen. 

Im obigen Beispiel müssen nur diejenigen Zu­
schläge versteuert werden, die auf den Hausan­
schluss der fremden Häuser entfallen. Die Zah­
lungen für den Aufbau bzw. die Erweiterung des 
allgemeinen Wärmeverteilungsnetzes unterliegen 
dagegen nicht der Umsatzsteuer. 

Hinweis: Neben den Vorteilen beim Energie­
sparen bringt der Betrieb einer Kraft-Wärme-
Kopplungsanlage auch viele steuerliche Prob­
leme mit sich. Sprechen Sie uns daher gern an, 
wenn Sie Entsprechendes planen - wir können 
Sie zwar nicht technisch, wohl aber steuerlich 
auf den neuesten Stand bringen! 

2. ... für Unternehmer 

Fremde Wirtschaftsgüter 

Keine Besteuerung stiller Reserven 
Gerade bei Ehepaaren ist es nicht unüblich, dass 
der Betrieb eines Ehegatten auf einem Grundstück 
betrieben wird, das beiden Eheleuten gehört. 

Der unternehmerisch tätige Ehegatte darf ein auf­
stehendes Betriebsgebäude auch dann abschrei­
ben, wenn er nicht Eigentümer ist, aber die Her­
stellungskosten für das Gebäude getragen hat. Das 
geht aus einem aktuellen Urteil des Bundesfi­
nanzhofs hervor. Das Recht, Abschreibungen 

geltend zu machen, knüpft nach Ansicht der Rich­
ter nicht an die Eigentümerstellung, sondern an 
den Umstand an, dass Kosten aus betrieblichen 
Gründen getragen wurden. 

Bilanztechnisch wird der getragene Aufwand wie 
ein materielles Wirtschaftsgut behandelt: Für ein 
fremdes Gebäude werden Herstellungskosten ak­
tiviert und nach den für Gebäude geltenden Re­
geln abgeschrieben. Dieser bilanztechnische 
„Winkelzug“ soll Eigentümer und nutzungsbefug­
te Dritte gleichstellen und die Gewinnermittlung 
vereinfachen; er bezieht sich jedoch nur auf die 
Aufwandsverteilung. Eine völlige Gleichstellung 
mit Wirtschaftsgütern findet nicht statt, so dass 
das Finanzamt einem nutzungsbefugten Dritten 
keine Wertsteigerungen des fremden Wirtschafts­
guts zurechnen darf. Stille Reserven können des­
halb von ihm nicht gebildet werden. 

Das Finanzamt hatte im Urteilsfall für den Ehe­
mann einen Gewinn aus der Aufgabe einer Perso­
nengesellschaft angesetzt. Das ist insoweit unzu­
lässig, als dieser Gewinn auf den stillen Reserven 
beruhte, die in dem Gebäudemiteigentumsanteil 
der Ehefrau „schlummerten“. 

Außerordentliche Einkünfte 

Ermäßigte Besteuerung bleibt für
Freiberufler die Ausnahme 
Einnahmen aus mehrjährigen Tätigkeiten können 
ermäßigt besteuert werden, um Nachteile auszu­
gleichen, die durch den progressiven Steuertarif 
erwachsen würden. Freiberufler können aber nur 
in Ausnahmefällen von der ermäßigten Besteue­
rung profitieren: Der Bundesfinanzhof (BFH) geht 
davon aus, dass dieser Berufsgruppe üblicher­
weise und regelmäßig Einnahmen für mehrjährige 
Tätigkeiten zufließen. Freiberufler können die er­
mäßigte Besteuerung nur für zusammengeballte 
Vergütungen beanspruchen, die für folgende 
Leistungen gezahlt werden: 

	 Tätigkeiten, denen sich der Freiberufler über 
mehrere Jahre ausschließlich gewidmet hat, 

	 mehrjährige und vom regulären Gewinnbetrieb 
abgegrenzte Sondertätigkeiten und 

	 langjährige Dienste in einer arbeitnehmerähn­
lichen Stellung. 

Begünstigt sind zudem Gelder, die dem Freiberuf­
ler aufgrund einer rechtlichen Auseinandersetzung 
für mehrere Jahre gezahlt werden. 

Der BFH hat jetzt klargestellt, dass er an seiner 
strengen Rechtsprechung festhält. Damit scheiter­
te die Klage eines Rechtsanwalts, der seine zu­
sammengeballt erhaltenen Honorarzahlungen für 
ein mehrjähriges Erbrechtsmandat ermäßigt be­
steuern lassen wollte. 
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3. 	 ... für GmbH-
Geschäftsführer 

Beteiligungen 

Streubesitzdividenden sind seit dem 
01.03.2013 steuerpflichtig! 
Ausschüttungen zwischen Kapitalgesellschaften 
sind grundsätzlich zu 95 % von der Körper­
schaftsteuer befreit. Eine Ausnahme gilt aller­
dings für den Fall, dass eine ausländische Mutter­
gesellschaft von einer inländischen Tochtergesell­
schaft eine Ausschüttung erhält und die Beteili­
gungsquote weniger als 10 % beträgt. Dann unter­
liegt die ausländische Muttergesellschaft mit ihrer 
empfangenen Ausschüttung in voller Höhe der in­
ländischen Körperschaftsteuer. 

Hierin sah der Europäische Gerichtshof zu Recht 
eine Diskriminierung von ausländischen Gesell­
schaften, was gegen die Kapitalverkehrsfreiheit 
innerhalb der EU verstößt. Die Bundesregierung 
hat dieses Problem folgendermaßen „gelöst“: Er­
hält eine inländische Kapitalgesellschaft eine Aus­
schüttung von einer anderen inländischen Kapi­
talgesellschaft, ist auch diese Dividende nun voll 
körperschaftsteuerpflichtig, wenn die Beteiligung 
weniger als 10 % beträgt. Die Gesetzesänderung 
ist auf Ausschüttungen anzuwenden, die nach dem 
28.02.2013 zufließen. 

Hinweis: Diese Änderung gilt jedoch nicht für 
Veräußerungsgewinne, die nach wie vor auch 
dann steuerfrei sind, wenn die veräußerte Be-
teiligung weniger als 10 % beträgt. 

Nichtigkeitsklage 

Suspendierte Sanierungsklausel lebt
nicht wieder auf 
Wer zu spät kommt, den bestraft das Gericht der 
Europäischen Union (EuG). So ist es der Bundes­
republik Deutschland vor kurzem ergangen:  

Zum 01.01.2008 schuf der Gesetzgeber mit § 8c 
Körperschaftsteuergesetz (KStG) in den Augen 
der steuerlichen Fachwelt eine „Verlustvernich­
tungsklausel“. Denn diese Vorschrift lässt sämtli­
che Verlustvorträge einer Kapitalgesellschaft un­
tergehen, wenn mehr als 50 % der Anteile an dem 
Unternehmen den Eigentümer wechseln. Gerade 
bei Unternehmen, die zum Zweck der Sanierung 
erworben werden, ist das jedoch sinnwidrig. Da­
her wurde in § 8c Abs. 1a KStG eine „Sanie­
rungsklausel“ eingefügt, die den Verlustvortrag 
einer Kapitalgesellschaft bestehen lässt, wenn die 
Anteile an der Gesellschaft zum Zweck der Un­
ternehmenssanierung erworben werden. 

Die Europäische Kommission beurteilte diese Re­
gelung allerdings als rechtswidrige Beihilferege­

lung, die selektiv „Unternehmen in Schwierigkei­
ten“ begünstigt. Gegen diese Entscheidung der 
Kommission vom 26.01.2011 reichte die Bundes­
republik Deutschland am 07.04.2011 - leider ei­
nen Tag zu spät - Klage ein, die der EuG abwies, 
ohne sich inhaltlich mit ihr auseinanderzusetzen: 
Am 27.01.2011 um 0.00 Uhr begann die Klage­
frist. Sie endete zwei Monate und zehn Tage spä­
ter, am 06.04.2011 um 24.00 Uhr. 

Hinweis: Ebenfalls vor den EuG gezogen sind 
15 Unternehmen, die von der Sanierungsklau­
sel Gebrauch machen wollen. Da die Unter­
nehmen selbst möglicherweise nicht klagebe­
fugt sind, steht aber zu befürchten, dass auch 
diese Klagen abgewiesen werden. 

4. 	 ... für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer 

Firmenwagen 

Wenn der Arbeitnehmer für die 
Privatnutzung dazuzahlt 
Häufig leisten Arbeitnehmer an ihre Arbeitgeber 
- oder auf deren Weisung hin an Dritte - eine Zu­
zahlung für die Privatnutzung von Firmenwagen. 
Dadurch mindert sich der geldwerte Vorteil, der 
für die Privatnutzung als Arbeitslohn zu versteu­
ern ist. Das gilt unabhängig davon, ob das Nut­
zungsentgelt pauschal oder nach der tatsächlichen 
Nutzung des Wagens bemessen wird. 

Das Bundesfinanzministerium hat klargestellt, 
dass die vollständige oder teilweise Übernahme 
einzelner Kosten - etwa für das Tanken oder die 
Wagenwäsche - kein an der tatsächlichen Nutzung 
bemessenes Nutzungsentgelt ist. Abzuraten ist da­
her von Gestaltungen, bei denen zunächst der Ar­
beitgeber zahlt und die Kosten dann an den Ar­
beitnehmer weiterreicht, oder bei denen der Ar­
beitnehmer zunächst pauschale Abschläge zahlt, 
die später exakt abgerechnet werden. 

Soll die Zahlung eines Nutzungsentgelts die Höhe 
des geldwerten Vorteils mindern, darf also ver­
traglich nicht die Weiterbelastung einzelner Kfz-
Kosten vereinbart werden. Stattdessen sollte der 
Arbeitgeber eine Pauschale kalkulieren. Wie er 
das tut, ist unerheblich. 

Beispiel: Arbeitnehmer A muss 0,20 € pro pri­
vat gefahrenem Kilometer zahlen. Der pau­
schale Nutzungswert kann um dieses Nut­
zungsentgelt gekürzt werden. 

Beispiel: Arbeitnehmer B kann mittels einer 
Arbeitgeberkarte tanken und muss die privaten 
Treibstoffkosten selbst tragen. Diese Kosten­
übernahme geht nicht als Nutzungsentgelt 
durch, so dass die Übernahme der Benzin- 
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kosten keine Kürzung des geldwerten Vorteils 
ermöglicht. Würde B stattdessen eine monatli­
che Pauschale von 200 € für privat veranlasste 
Treibstoffkosten zahlen, stünde der Kürzung 
nichts im Weg. 

Wird der geldwerte Vorteil aus einer Firmenwa­
gengestellung anhand der Bruttolistenpreisme­
thode berechnet, wird das Ergebnis um das Nut­
zungsentgelt gemindert. Bei der Fahrtenbuchme­
thode wird der auf die außerdienstliche Nutzung 
entfallende Anteil konkret ermittelt; die vom Ar­
beitnehmer getragenen Zuzahlungen fließen gar 
nicht erst in die Kfz-Gesamtkosten ein und erhö­
hen damit auch nicht den individuellen Nut­
zungswert. Zahlt der Arbeitnehmer eine Pauscha­
le, ist der individuelle Nutzungswert um diesen 
Betrag zu kürzen. 

Doppelte Haushaltsführung 

Gemeinsamer Haushalt mit den 
Eltern als eigener Hausstand 
Eine doppelte Haushaltsführung wird nur aner­
kannt, wenn der Arbeitnehmer am Erstwohnsitz 
seinen Lebensmittelpunkt unterhält und dort einen 
eigenen Haushalt führt. 

Bereits im Jahr 2012 hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) entschieden, dass auch ein Mehrgenerati­
onenhaushalt mit den Eltern als Erstwohnsitz des 
Arbeitnehmers anerkannt werden kann. In einem 
neueren Urteil differenziert das Gericht nun aus­
drücklich zwischen zwei Altersgruppen: 

	 Bei jungen Arbeitnehmern wird vermutet, 
dass sie noch in den elterlichen Haushalt ein­
gegliedert sind. Sie unterhalten daher im Re­
gelfall keinen steuerlich anzuerkennenden 
Ersthaushalt im elterlichen Haus. 

	 Bei erwachsenen Arbeitnehmern vermutet 
der BFH dagegen, dass sie die Haushaltsfüh­
rung im Mehrgenerationenhaus regelmäßig 
mitbestimmen, so dass ihnen eine eigene 
Haushaltsführung zuerkannt werden kann. Das 
gilt insbesondere, wenn der erwachsene Ar­
beitnehmer an seinem Beschäftigungsort nur 
eine Schlafstätte unterhält. 

Hinweis: Der BFH hält eine gleichmäßige Be­
teiligung an den laufenden Haushalts- und Le­
benshaltungskosten nicht für zwingend erfor­
derlich. Auch eine Aufteilung nach laufenden 
und einmaligen Kosten oder nach gewöhnli­
chem und außergewöhnlichem Aufwand wer­
ten die Richter als finanzielle Beteiligung. 

5. ... für Hausbesitzer 

Untervermietung 

Verlustabzug bei Leerstand 
Wer einzelne Zimmer einer im Übrigen selbst ge­
nutzten Wohnung untervermietet, hat - wie jeder 
andere Vermieter auch - ein Interesse daran, dass 
das Finanzamt etwaige Verluste anerkennt.  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass 
Leerstandszeiten im Rahmen der Untervermietung 
einzelner Räume innerhalb der eigenen Wohnung 
nicht der Eigennutzung, sondern der Vermie­
tungstätigkeit zuzurechnen sind. Voraussetzung 
dafür ist, dass die Räume nach vorheriger und auf 
Dauer angelegter Vermietung leer stehen und fest­
steht, dass sie weiterhin für eine Neuvermietung 
vorgesehen sind. 

Der BFH hat sich auch zur Aufteilung der auf die 
Gemeinschaftsflächen (z.B. Küche, Flur, Bad) 
entfallenden Gesamtkosten geäußert. Der abzugs­
fähige Kostenteil dieser Räume ist nach der An­
zahl der Bewohner (Anzahl der Untermieter plus 
Wohnungseigentümer) zu berechnen und nicht 
nach dem Verhältnis von selbstgenutzter zu ver­
mieteter Wohnfläche. 

Hinweis: Während der Leerstandszeiten soll­
ten Untervermieter ihre Vermietungsabsicht 
ausführlich dokumentieren (z.B. anhand von 
Zeitungs- oder Internetanzeigen). 

Einheitliches Vertragswerk 

Wann Baukosten die 
Grunderwerbsteuer erhöhen 
Für Bauherren kann die Grunderwerbsteuer zu ei­
ner erheblichen steuerlichen Belastung werden 
und ihre Baukosten zusätzlich erhöhen. Das ist der 
Fall, wenn ein objektiv sachlicher Zusammenhang 
zwischen dem Grundstückskaufvertrag und weite­
ren baulichen Vereinbarungen besteht. Vorausset­
zung dafür ist, dass ein abgestimmtes Verhalten 
zwischen der vom Grundstückseigentümer beauf­
tragten Baubetreuungsfirma und dem ausführen­
den Bauunternehmen feststellbar ist. Erhält der 
Erwerber das beim Kauf unbebaute Grundstück 
also schließlich in bebautem Zustand, liegt ein 
einheitlicher Erwerbsgegenstand vor. Dann fällt 
sowohl auf den Grundstückskauf als auch auf die 
Baukosten Grunderwerbsteuer an. Dabei spielt es 
keine Rolle, dass in den Baukosten auch schon 
Umsatzsteuer enthalten ist. 

Mit freundlichen Grüßen 
Ab 2014 hat der Gesetzgeber allerdings gere­
gelt, dass Arbeitnehmer die Kosten der Le­
bensführung in der Erstwohnung zumindest 
anteilig mittragen müssen. 

Alle Informationen nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr. Diese Information ersetzt nicht die individuelle Beratung! 
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